
 

 

Allgemeine Geschäftsbedingungen Pape & Co. GmbH Steuerberatungsgesellschaft Seite 1 von 2 

Allgemeine Geschäftsbedingungen der Pape & Co. GmbH Steuerberatungsgesellschaft  
Stand: Januar 2024 

I. Allgemeine Geschäftsbedingungen für Steuerberater und steuerberatende Berufsausübungsgesellschaften 
Stand: Oktober 2023 

Die folgenden "Allgemeinen Geschäftsbedingungen" gelten 
für Verträge zwischen Steuerberatern und steuerberatenden 
Berufsausübungsgesellschaften (im Folgenden "Steuerbera-
ter" genannt) und ihren Auftraggebern, soweit nicht etwas 
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich 
zwingend vorgeschrieben ist. 

1. Umfang und Ausführung des Auftrags  

(1) Für den Umfang der vom Steuerberater zu erbringenden 
Leistungen ist der erteilte Auftrag maßgebend. Der Auf-
trag wird nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Be-
rufsausübung unter Beachtung der einschlägigen be-
rufsrechtlichen Normen und der Berufspflichten (vgl. 
StBerG, BOStB) ausgeführt. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf einer 
ausdrücklichen Vereinbarung in Textform. 

(3) Ändert sich die Rechtslage nach abschließender Erledi-
gung einer Angelegenheit, so ist der Steuerberater nicht 
verpflichtet, den Auftraggeber auf die Änderung oder die 
sich daraus ergebenden Folgen hinzuweisen. 

(4) Die Prüfung der Richtigkeit, Vollständigkeit und Ord-
nungsmäßigkeit der dem Steuerberater übergebenen 
Unterlagen und Zahlen, insbesondere der Buchführung 
und Bilanz, gehört nur zum Auftrag, wenn dies in Text-
form vereinbart ist. Der Steuerberater wird die vom Auf-
traggeber gemachten Angaben, insbesondere Zahlen-
angaben, als richtig zu Grunde legen. Soweit er offen-
sichtliche Unrichtigkeiten feststellt, wird er den Auftrag-
geber darauf hinweisen. 

(5) Der Auftrag stellt keine Vollmacht für die Vertretung vor 

Behörden, Gerichten und sonstigen Stellen dar. Diese 
ist gesondert zu erteilen. Ist wegen der Abwesenheit des 
Auftraggebers eine Abstimmung mit diesem über die 
Einlegung von Rechtsbehelfen oder Rechtsmitteln nicht 
möglich, ist der Steuerberater im Zweifel zu fristwahren-
den Handlungen berechtigt. 

2. Verschwiegenheitspflicht 

(1) Der Steuerberater ist nach Maßgabe der Gesetze ver-

pflichtet, über alle Tatsachen, die ihm im Zusammen-
hang mit der Ausführung des Auftrags zur Kenntnis ge-
langen, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, der 
Auftraggeber entbindet ihn von dieser Verpflichtung. Die 
Verschwiegenheitspflicht besteht auch nach Beendigung 
des Vertragsverhältnisses fort. Die Verschwiegenheits-
pflicht besteht im gleichen Umfang auch für die Mitarbei-
ter des Steuerberaters. 

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, soweit die 

Offenlegung zur Wahrung berechtigter Interessen des 
Steuerberaters erforderlich ist. Der Steuerberater ist 
auch insoweit von der Verschwiegenheitspflicht entbun-
den, als er nach den Versicherungsbedingungen seiner 
Berufshaftpflichtversicherung zur Information und Mitwir-
kung verpflichtet ist. 

(3) Gesetzliche Auskunfts- und Aussageverweigerungs-
rechte nach § 102 AO, § 53 StPO, § 383 ZPO bleiben 
unberührt. 

(4) Der Steuerberater ist von der Verschwiegenheitspflicht 

entbunden, soweit dies zur Durchführung eines Zertifi-
zierungsaudits in der Kanzlei des Steuerberaters erfor-
derlich ist und die insoweit tätigen Personen ihrerseits 
über ihre Verschwiegenheitspflicht belehrt worden sind. 
Der Auftraggeber erklärt sich damit einverstanden, dass 
durch den Zertifizierer/Auditor Einsicht in seine - vom 
Steuerberater angelegte und geführte - Handakte ge-
nommen wird. 

3. Mitwirkung Dritter 

 Der Steuerberater ist berechtigt, zur Ausführung des 

Auftrags Mitarbeiter und unter den Voraussetzungen 
des § 62a StBerG auch externe Dienstleister (insbeson-
dere datenverarbeitende Unternehmen) heranzuziehen. 
Die Beteiligung fachkundiger Dritter zur Mandatsbear-
beitung (z.B. andere Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, 
Rechtsanwälte) bedarf der Einwilligung und des Auf-
trags des Auftraggebers. Der Steuerberater ist nicht be-
rechtigt und verpflichtet, diese Dritten ohne Auftrag des 
Auftraggebers hinzuzuziehen. 

4. Elektronische Kommunikation, Datenschutz  

(1) Der Steuerberater ist berechtigt, personenbezogene Da-
ten des Auftraggebers im Rahmen der erteilten Aufträge 
maschinell zu erheben und in einer automatisierten Da-
tei zu verarbeiten oder einem Dienstleistungsrechen-
zentrum zur weiteren Auftragsdatenverarbeitung zu 
übertragen. 

(2) Der Steuerberater ist berechtigt, in Erfüllung seiner 
Pflichten nach der DSGVO und dem Bundesdaten-
schutzgesetz einen Beauftragten für den Datenschutz 
zu bestellen. Sofern dieser Beauftragte für den Daten-
schutz nicht bereits nach Ziff. 2 Abs. 1 Satz 3 der Ver-
schwiegenheitspflicht unterliegt, hat der Steuerberater 
dafür Sorge zu tragen, dass der Beauftragte für den Da-
tenschutz sich mit Aufnahme seiner Tätigkeit zur Wah-
rung des Datengeheimnisses verpflichtet. 

(3) Der Auftraggeber wird darauf hingewiesen, dass die 

Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel (E-
Mail etc.) mit Risiken für die Vertraulichkeit der Kommu-
nikation verbunden sein kann. Der Auftraggeber stimmt 
der Nutzung elektronischer Kommunikationsmitteln 
durch den Steuerberater zu. 

5. Mängelbeseitigung  

(1) Bei etwaigen Mängeln ist dem Steuerberater Gelegen-
heit zur Nachbesserung zu geben. 

(2) Offenbare Unrichtigkeiten (z. B. Schreibfehler, Rechen-
fehler) können vom Steuerberater jederzeit, auch Dritten 
gegenüber, berichtigt werden. Sonstige Mängel darf der 
Steuerberater Dritten gegenüber mit Einwilligung des 
Auftraggebers berichtigen. Die Einwilligung ist nicht er-
forderlich, wenn berechtigte Interessen des Steuerbera-
ters den Interessen des Auftraggebers vorgehen.  

6. Haftung 

(1) Die Haftung des Steuerberaters und seiner Erfüllungs-
gehilfen für einen Schaden, der aus einer oder – bei ein-
heitlicher Schadensfolge – aus mehreren Pflichtverlet-
zungen anlässlich der Erfüllung eines Auftrags resultiert, 
wird auf 4.000.000 Euro (in Worten: vier Millionen Euro) 
begrenzt. Die Haftungsbegrenzung bezieht sich allein 
auf Fahrlässigkeit. Die Haftung für Vorsatz bleibt inso-
weit unberührt. Von der Haftungsbegrenzung ausge-
nommen sind Haftungsansprüche für Schäden aus der 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesund-
heit. Die Haftungsbegrenzung gilt für die gesamte Tätig-
keit des Steuerberaters für den Auftraggeber, also ins-
besondere auch für eine Ausweitung des Auftragsin-
halts; einer erneuten Vereinbarung der Haftungsbegren-
zung bedarf es insoweit nicht. Die Haftungsbegrenzung 
gilt auch bei Bildung einer Sozietät/Partnerschaft und 
Übernahme des Auftrags durch die Sozietät/Partner-
schaft sowie für neu in die Sozietät/Partnerschaft eintre-
tende Sozien/Partner. Die Haftungsbegrenzung gilt auch 
gegenüber Dritten, soweit diese in den Schutzbereich 
des Mandatsverhältnisses fallen; § 334 BGB wird inso-
weit ausdrücklich nicht abbedungen. Einzelvertragliche 
Haftungsbegrenzungsvereinbarungen gehen dieser Re-
gelung vor, lassen die Wirksamkeit dieser Regelung je-
doch – soweit nicht ausdrücklich anders geregelt – un-
berührt. 

(2) Die Haftungsbegrenzung gilt, wenn entsprechend hoher 
Versicherungsschutz bestanden hat, rückwirkend von 
Beginn des Mandatsverhältnisses bzw. dem Zeitpunkt 
der Höherversicherung an und erstreckt sich, wenn der 
Auftragsumfang nachträglich geändert oder erweitert 
wird, auch auf diese Fälle. 

(3) Die Erteilung mündlicher Auskunft gehört nicht zu den 
vertraglichen Hauptleistungen des Steuerberaters. Sie 
bergen die Gefahr insbesondere einer unvollständigen 
mündlichen Darlegung des zu beurteilenden Sachver-
halts sowie von Missverständnissen zwischen Steuerbe-
rater und Auftraggeber. Deshalb wird vereinbart, dass 
der Steuerberater nur für in Textform erteilte Auskünfte 
einzutreten hat und die Haftung für mündliche Auskünfte 
des Steuerberaters oder seiner Mitarbeiter ausgeschlos-
sen ist. 

(4) Schadensersatzansprüche des Auftraggebers, mit Aus-

nahme solcher aus der Verletzung des Lebens, des Kör-
pers oder der Gesundheit, verjähren 18 Monate ab 
Kenntnis oder grob fahrlässiger Unkenntnis des Auftrag-
gebers von den Ansprüchen, spätestens aber fünf Jahre 
nach der Anspruchsentstehung. Maßgeblich ist die frü-
her endende Frist. 

7. Pflichten des Auftraggebers; Unterlassene Mitwir-
kung und Annahmeverzug des Auftraggebers 

(1) Der Auftraggeber ist zur Mitwirkung verpflichtet, soweit 
es zur ordnungsgemäßen Erledigung des Auftrags erfor-
derlich ist. Insbesondere hat er dem Steuerberater un-
aufgefordert alle für die Ausführung des Auftrags not-
wendigen Unterlagen vollständig und so rechtzeitig zu 
übergeben, dass dem Steuerberater eine angemessene 
Bearbeitungszeit zur Verfügung steht. Entsprechendes 
gilt für die Unterrichtung über alle Vorgänge und Um-
stände, die für die Ausführung des Auftrags von Bedeu-
tung sein können. Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle 
schriftlichen und mündlichen Mitteilungen des Steuerbe-
raters zur Kenntnis zu nehmen und bei Zweifelsfragen 
Rücksprache zu halten. 

(2) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Un-

abhängigkeit des Steuerberaters oder seiner Erfüllungs-
gehilfen beeinträchtigen könnte. 

(3) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Arbeitsergebnisse 
des Steuerberaters nur mit dessen Einwilligung weiter-
zugeben, soweit sich nicht bereits aus dem Auftragsin-
halt die Einwilligung zur Weitergabe an einen bestimm-
ten Dritten ergibt. 

(4) Setzt der Steuerberater beim Auftraggeber in dessen 

Räumen Datenverarbeitungsprogramme ein, so ist der 
Auftraggeber verpflichtet, den Hinweisen des Steuerbe-
raters zur Installation und Anwendung der Programme 
nachzukommen. Des Weiteren ist der Auftraggeber ver-
pflichtet, die Programme nur in dem vom Steuerberater 
vorgeschriebenen Umfang zu nutzen, und er ist auch 
nur in dem Umfang zur Nutzung berechtigt. Der Auftrag-
geber darf die Programme nicht verbreiten. Der Steuer-
berater bleibt Inhaber der Nutzungsrechte. Der Auftrag-
geber hat alles zu unterlassen, was der Ausübung der 
Nutzungsrechte an den Programmen durch den Steuer-
berater entgegensteht. 

(5) Unterlässt der Auftraggeber eine ihm nach Ziff. 6 Abs. 1 
bis 4 oder anderweitig obliegende Mitwirkung oder 
kommt er mit der Annahme der vom Steuerberater 

angebotenen Leistung in Verzug, so ist der Steuerbera-
ter berechtigt, den Vertrag fristlos zu kündigen (vgl. Ziff. 
9 Abs. 3). Unberührt bleibt der Anspruch des Steuerbe-
raters auf Ersatz der ihm durch den Verzug oder die un-
terlassene Mitwirkung des Auftraggebers entstandenen 
Mehraufwendungen sowie des verursachten Schadens, 
und zwar auch dann, wenn der Steuerberater von dem 
Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht.  

8. Urheberrechtsschutz 

 Die Leistungen des Steuerberaters stellen dessen geisti-
ges Eigentum dar. Sie sind urheberrechtlich geschützt. 
Eine Weitergabe von Arbeitsergebnissen außerhalb der 
bestimmungsgemäßen Verwendung ist nur mit vorheri-
ger Zustimmung des Steuerberaters in Textform zuläs-
sig. 

9. Vergütung, Vorschuss und Aufrechnung 

(1) Die Vergütung (Gebühren und Auslagenersatz) des 

Steuerberaters für seine Berufstätigkeit nach § 33 
StBerG bemisst sich nach der Steuerberatervergütungs-
verordnung (StBVV). Eine höhere oder niedrigere als die 
gesetzliche Vergütung kann in Textform vereinbart wer-
den. Die Vereinbarung einer niedrigeren Vergütung ist 
nur in außergerichtlichen Angelegenheiten zulässig. Sie 
muss in einem angemessenen Verhältnis zu der Leis-
tung, der Verantwortung und dem Haftungsrisiko des 
Steuerberaters stehen (§ 4 Abs. 3 StBVV). 

(2) Der Auftraggeber ist mit einer Rechnungsstellung des 

Steuerberaters in Textform einverstanden. 

(3) Für Tätigkeiten, die in der StBVV keine Regelung erfah-

ren (z. B. § 57 Abs. 3 Nrn. 2 und 3 StBerG), gilt die ver-
einbarte Vergütung, anderenfalls die für diese Tätigkeit 
vorgesehene gesetzliche Vergütung, ansonsten die übli-
che Vergütung (§§ 612 Abs. 2 und 632 Abs. 2 BGB). 

(4) Eine Aufrechnung gegenüber einem Vergütungsan-
spruch des Steuerberaters ist nur mit unbestrittenen o-
der rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. Et-
waige Ansprüche des Auftraggebers auf Rückzahlung 
einer gezahlten Vergütung verjährt 18 Monate nach Zu-
gang der Rechnung beim Auftraggeber. 

(5) Für bereits entstandene und die voraussichtlich entste-
henden Gebühren und Auslagen kann der Steuerberater 
einen Vorschuss fordern. Wird der eingeforderte Vor-
schuss nicht gezahlt, kann der Steuerberater nach vor-
heriger Ankündigung seine weitere Tätigkeit für den Auf-
traggeber einstellen, bis der Vorschuss eingeht. Der 
Steuerberater ist verpflichtet, seine Absicht, die Tätigkeit 
einzustellen, dem Auftraggeber rechtzeitig bekanntzuge-
ben, wenn dem Auftraggeber Nachteile aus einer Ein-
stellung der Tätigkeit erwachsen können. Für den Steu-
erberater ist eine Verrechnung von Vorschüssen mit al-
len fälligen Forderungen aus dem Auftragsverhältnis 
möglich, unabhängig davon, für welche Tätigkeit der 
Vorschuss gefordert wurde. 

(6) Der Auftraggeber kommt in Verzug, wenn er nicht inner-

halb von 14 Tagen nach Rechnungsdatum leistet. 

10. Beendigung des Vertrags  

(1) Der Vertrag endet mit Erfüllung der vereinbarten Leis-
tungen, durch Ablauf der vereinbarten Laufzeit oder 
durch Kündigung. Der Vertrag endet nicht durch den 
Tod, durch den Eintritt der Geschäftsunfähigkeit des 
Auftraggebers oder im Falle einer Gesellschaft durch 
deren Auflösung. 

(2) Der Vertrag kann - wenn und soweit er einen Dienstver-
trag i. S. d. §§ 611, 675 BGB darstellt - von jedem Ver-
tragspartner außerordentlich gekündigt werden, es sei 
denn, es handelt sich um ein Dienstverhältnis mit festen 
Bezügen (§ 627 Abs. 1 BGB); die Kündigung hat in 
Textform zu erfolgen. Soweit im Einzelfall hiervon abge-
wichen werden soll, bedarf es einer Vereinbarung zwi-
schen Steuerberater und Auftraggeber. 

(3) Mit Beendigung des Vertrags hat der Auftraggeber dem 
Steuerberater die beim Auftraggeber zur Ausführung 
des Auftrags eingesetzten Datenverarbeitungspro-
gramme einschließlich angefertigter Kopien sowie sons-
tige Programmunterlagen unverzüglich herauszugeben 
bzw. zu löschen. 

(4) Nach Beendigung des Auftragsverhältnisses sind die 
Unterlagen beim Steuerberater abzuholen. 

(5) Endet der Auftrag vor seiner vollständigen Ausführung, 
so richtet sich der Vergütungsanspruch des Steuerbera-
ters nach den gesetzlichen Regelungen, insbesondere § 
12 Abs. 4 StBVV. Soweit im Einzelfall hiervon abgewi-
chen werden soll, bedarf es einer gesonderten Verein-
barung in Textform. 

11. Zurückbehaltungsrecht in Bezug auf Arbeitsergeb-
nisse und Unterlagen 

(1) Der Steuerberater kann von Unterlagen, die er an den 
Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien 
anfertigen und zurückbehalten oder dies im Wege der 
elektronischen Datenverarbeitung vornehmen. 

(2) Der Steuerberater kann die Herausgabe der Dokumente 
verweigern, bis er wegen seiner Gebühren und Ausla-
gen befriedigt ist (§ 66 Abs. 3 StBerG). Hinsichtlich der 
Arbeitsergebnisse gilt ein vertragliches Zurückbehal-
tungsrecht als vereinbart. 

 (Fortsetzung siehe Seite 2) 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

12. Gerichtsstand, Erfüllungsort, Information VSBG  

(1) Für den Auftrag, seine Ausführung die sich hieraus er-
gebenden Ansprüche gilt ausschließlich deutsches 
Recht. Erfüllungsort und Gerichtsstand ist, sofern der 
Auftraggeber Kaufmann, juristische Person des öffentli-
chen Rechts oder öffentlich-rechtliches Sondervermö-
gen ist, die berufliche Niederlassung des 

Steuerberaters. Dies gilt auch für den Fall, dass der Auf-
traggeber nach Auftragserteilung seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthaltsort in das Ausland verlegt oder 
der Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort im Zeit-
punkt der Klageerhebung nicht bekannt sind. 

(2) Der Steuerberater ist – nicht - bereit, an einem Streitbe-

teiligungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungs-
stelle teilzunehmen (§§ 36, 37 VSBG). 

13. Wirksamkeit bei Teilnichtigkeit 

 Falls einzelne Bestimmungen dieser Geschäftsbedin-

gungen unwirksam sein oder werden sollten, wird die 
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht 
berührt. 

 

 

 

II. Ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen der Pape & Co. GmbH Steuerberatungsgesellschaft  
Stand: Januar 2024 

Die folgenden "Ergänzenden Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen der Pape & Co. GmbH Steuerberatungsgesellschaft 
“ (im Folgenden Pape & Co.) gelten in Ergänzung der Allge-
meinen Geschäftsbedingungen für Steuerberater, Steuerbe-
vollmächtigte und Steuerberatungsgesellschaften (I.) für 
Verträge und Aufträge der Pape & Co mit ihren Auftragge-
bern, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich in Textform 
vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist. 

1. Umfang und Ausführung des Auftrags 

(1) Für Aufträge, die der Auftraggeber der Pape & Co. er-

teilt, gelten neben den gesetzlichen Bestimmungen die 
vorstehenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen für 
Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und Steuerbera-
tungsgesellschaften (I.) und diese Ergänzenden Allge-
meinen Geschäftsbedingungen für Pape & Co.(II) (nach-
folgend gemeinschaftlich als „Bedingungen“ bezeich-
net). 

(2) Die Bedingungen sind Grundlage für jeweils gesondert 

erteilte Aufträge, wie insbesondere: 

1. die steuerliche Beratung, 

2. die betriebswirtschaftliche Beratung, 

3. die Jahresabschlusserstellung i. S. der Vorschriften 

des dritten Buches des HGB, 

4. die Erstellung von Überschussrechnungen bzw. 

Steuerbilanzen, 

5. die Erstellung von Steuererklärungen, 

6. die Vertretung vor Finanzbehörden bei der Abwehr 
und Berichtigung von Verwaltungsakten, 

7. die Erledigung der Finanzbuchhaltung einschließlich 
der Erstellung betriebswirtschaftlicher Auswertun-
gen, 

8. die Erledigung der Lohnbuchhaltung, 

9. sonstige typische oder vereinbare Leistungen der 
Steuerberater. 

2. Honorar 

(1) Die Gebühren und Auslagen bemessen sich (vorbehalt-

lich der nachfolgenden Absätze) nach den gesetzlichen 
Vorschriften der StBVV (Steuerberatergebührenverord-
nung). 

(2) Zusätzlich zu den gesetzlichen Vorschriften gelten die 

Regelungen einer Vergütungsvereinbarung, welche die 
Pape & Co. mit dem Auftraggeber schließt. Die Vergü-
tungsvereinbarung dokumentiert das Einverständnis des 
Auftraggebers mit den nachfolgenden Gebührenregelun-
gen und bestätigt, dass durch den Ansatz der Zeitge-
bührensätze, Fallpauschalen und Auslagen für Ge-
schäftsreisen eine nach der StBVV anzusetzende 
oberste Gebühr überschritten werden kann. Wenn zwi-
schen dem Auftraggeber und der Pape & Co. bereits 
eine vom Auftraggeber unterschriebene „Gesonderte 
Vergütungsvereinbarung“ vorliegt, gilt diese als Vergü-
tungsvereinbarung im Sinne von § 4 Abs. 1 StBVV. 

(3) Soweit die Vertragsparteien nicht in Textform etwas an-
deres vereinbaren, werden für die Tätigkeiten Steuerbe-
ratung (§§ 21 bis 23, 28 bis 32, 36 bis 38, 40 bis 45 
StBVV) sowie jegliche weitere Beratungs- und Unterstüt-
zungsleistungen Zeitgebühren vereinbart (§§ 4, 13 
StBVV). Dies gilt auch dann, wenn die Beratungstätig-
keiten nach den Regelungen der StBVV einer anderen 
Gebührenart zuzuordnen sein sollten. Die Zeitgebühr gilt 
auch für die Erledigung der Finanzbuchhaltung (§§ 33, 
39 StBVV), die Erledigung von Abschlussarbeiten (§ 35 
StBVV) und die Erstellung von Steuererklärungen (§§ 24 
bis 27 StBVV), wobei dafür vorrangig die gesetzliche 
Vergütung gilt, soweit diese nicht geringer ist, als die 
Zeitgebühr. Für einzelne Tätigkeiten der Lohnbuchhal-
tung (§ 34 StBVV) gelten ergänzend zur StBVV die in 
Tz. 4 vereinbarten Fallpauschalen. Dessen ungeachtet 
können die Parteien in den Grenzen und gem. § 14 
StBVV eine Pauschalvergütung vereinbaren; Verstößt 
eine Pauschalvereinbarung gegen die Grenzen des § 14 
StBVV gelten die allgemeinen Regelungen dieser Man-
datsvereinbarung. 

(4) Für Geschäftsreisen (§§ 18 bis 20 StBVV) werden für je-
den Entfernungskilometer zwischen der zuständigen 
Pape & Co. Niederlassung und dem Reiseziel zweimal  

1 Euro pauschale Fahrtkosten berechnet. Die geson-
derte Berechnung eines Tage- und Abwesenheitsgeldes 
für Abwesenheitszeiten bis zu zwei Stunden pro Dienst-
reise entfällt. Darüber hinaus gehende Abwesenheitszei-
ten werden zu den in der Vergütungsvereinbarung nach 
Abs. 2 definierten Stundensätzen gesondert in Rech-
nung gestellt. 

(5) Honorar ist mit Zugang der Rechnung ohne Abzug zur 

Zahlung fällig. 

3. Zustandekommen und Gültigkeitsbereich der Bedin-

gungen 

(1) Die Bedingungen erlangen Gültigkeit durch Annahme ei-

nes Auftrags des Auftraggebers an die Pape & Co. 
durch die Pape & Co. Die Annahme bedarf keiner be-
stimmten Form. 

(2) Die Regelungen der Vergütungsvereinbarung (Nr. 2 

Abs. 2) werden mit Vereinbarung der Vergütungsverein-
barung in Textform durch den Auftraggeber wirksam. 
Die Wirksamkeit erstreckt sich - auch rückwirkend - auf 
sämtliche diesen Bedingungen unterliegenden Aufträge. 

(3) Die Bedingungen sollen für alle bestehenden und künfti-
gen Auftragsverhältnisse gelten, für persönliche und be-
triebliche sowie für solche mit vom Auftraggeber vertre-
tenen Gesellschaften. Sie sollen auch für Auftragsver-
hältnisse mit zum Auftraggeber verbundenen Unterneh-
men gelten, soweit der Geschäftsführer oder der Erfül-
lungsgehilfe die Bedingungen kennt oder kennen muss. 

4. Mitwirkung Dritter 

(1) Die Pape & Co. ist berechtigt, von ihr geschuldete Leis-
tungen durch unterbeauftragte Dritte erbringen zu las-
sen. Freie Mitarbeiter der Pape & Co. gelten nicht als 
Dritte im Sinne dieser Vorschrift; sie sind vielmehr origi-
näre Erfüllungsgehilfen der Pape & Co. 

(2) Ferner hat die Pape & Co. die Möglichkeit, im Falle juris-

tischer Fragestellungen Rechtsanwälte als Kooperati-
onspartner beizuziehen. Eine derartige Beziehung setzt 
voraus, dass die Rechtsanwälte gegenüber dem Auf-
traggeber die Bereitschaft zur Mandatsübernahme an-
zeigen und der Auftraggeber das Zustandekommen des 
Anwaltsvertrags zu den bekannt gegebenen Mandatsbe-
dingungen bestätigt. Sämtliche Rechte und Pflichten des 
Auftraggebers und der Rechtsanwälte ergeben sich aus-
schließlich aus diesem Anwaltsvertrag. 

(3) Der Auftraggeber befreit die Pape & Co. hiermit von der 

Verschwiegenheitspflicht insoweit, als die von ihr Unter-
beauftragten oder die aufgrund Mandatsvertrags einge-
bundenen Rechtsanwälte Informationen und Unterlagen 
zur Durchführung des Auftrags benötigen. Diese Infor-
mationen und Unterlagen dürfen an die Beauftragten 
weitergegeben und von diesen im Zusammenhang mit 
dem Unterauftrag vollumfänglich verwendet werden. 

(4) Es wird ausdrücklich versichert, dass die Unterbeauf-

tragten selbst der beruflichen Verschwiegenheit unterlie-
gen und keine Informationen oder Unterlagen ohne aus-
drückliche Zustimmung durch den Auftraggeber an 
Dritte weitergeben werden. 

5. Haftung 

(1) Bei der Unterbeauftragung an Dritte i.S.v. Nr. 4 Abs. 1 

haften für den Gegenstand der Unterbeauftragung die 
Pape & Co. und der/die Unterbeauftragte als Gesamt-
schuldner. Hierbei gilt die in Nr. 6 der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen (I.) bestimmte Haftungsbegrenzung 
auf 4.000.000 Euro für alle gesamtschuldnerisch Haften-
den gemeinsam pro Schadenfall nur einmal. 

(2) Wie in Nr. 6 Abs. 2 der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen (I.) bestimmt, wird die Haftung der Pape & Co. so-
wie ihrer Erfüllungsgehilfen bzw. des Unterbeauftragten 
im Falle von Fahrlässigkeit auf 4.000.000 Euro begrenzt. 
Von der Haftungsbegrenzung ausgenommen sind Haf-
tungsansprüche für Schäden aus der Verletzung des Le-
bens, des Körpers oder der Gesundheit. 

(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Steu-
erberater bestehendem Vertragsverhältnis Ansprüche 
aus einer fahrlässigen Pflichtverletzung des Steuerbera-
ters her, gilt der in Nr. 6 der Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen (I.) genannte Höchstbetrag von 4.000.000 

Euro (in Worten: vier Millionen Euro) für die betreffenden 
Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt. 

(4) Konkret bedeutet dies auch, dass sich die Haftung nicht 
auf X mal 4.000.000 Euro vervielfacht, wenn mehrere 
gemeinsame Auftraggeber die Pape & Co. für ein ge-
meinsames Projekt beauftragen. 

(5) Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus 
mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen 
Schadens gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst 
sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht 
darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufei-
nanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt 
mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle 
beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 
Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenhei-
ten miteinander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zu-
sammenhang stehen. In diesem Fall kann die Pape & 
Co. bzw. ihre Unterbeauftragten oder Erfüllungsgehilfen 
nur bis zur Höhe von 4.000.000 Euro (in Worten: vier 
Millionen Euro) in Anspruch genommen werden. 

(6) Die nach § 67 a Abs. 1 Ziff. 2 StBG vorgeschriebene 
Haftpflichtversicherung (Versicherungssumme 
4.000.000  Euro mit unbegrenzter Jahreshöchstleistung) 
wird von der Pape & Co. unterhalten. 

6. Mündliche Erklärungen und Erklärungen per E-Mail 

(1) Hat die Pape & Co. die Ergebnisse ihrer Tätigkeit schrift-

lich darzustellen, so ist nur die schriftliche Darstellung 
maßgebend. 

(2) Mündliche Erklärungen und Auskünfte von Mitarbeitern 
der Pape & Co. sind stets unverbindlich. Gleiches gilt für 
Erklärungen und Auskünfte per E-Mail. 

7. Zurückbehaltungsrecht 

(1) Der Pape & Co. steht ein Zurückbehaltungsrecht sowohl 
an den von dem Auftraggeber übergebenen Unterlagen 
als auch an den Arbeitsergebnissen und den Handakten 
zu, bis sie wegen ihrer Gebühren, Honorare und Ausla-
gen befriedigt ist. § 273 Abs. 3 BGB wird ausgeschlos-
sen. 

(2) Soweit der Auftraggeber darlegt und beweist, dass ihm 
ein Schaden droht, wenn ihm die zurückbehaltenen Un-
terlagen nicht ausgehändigt werden, der das noch of-
fene Honorar um das Zehnfache übersteigt, kann er 
nach Sicherheitsleistung die Unterlagen herausfordern. 

8. Verjährung und Ausschlussfristen 

(1) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht inner-
halb einer Frist von sechs Monaten seit der schriftlichen 
Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben wird und 
der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. 

(2) Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu ma-
chen, bleibt unberührt. 

9. E-Mail 

 Soweit der Auftraggeber dem nicht in Textform wider-

spricht, wird die Pape & Co. auch ohne gesonderte Ver-
schlüsselungsverfahren mit ihm über E-Mail kommuni-
zieren. Der Auftraggeber ist sich der mangelnden Ge-
heimhaltung dieses Kommunikationsmediums bewusst 
und billigt diese Art der Kommunikation trotzdem. 

10. Gerichtsstand, Erfüllungsort, Information VSBG, 

Wirksamkeit bei Teilnichtigkeit, Schriftform 

(1) Die Nrn. 12 und 13 der Allgemeinen Geschäftsbedin-

gungen (I.) gelten entsprechend. 

(2) Pape & Co ist dies ergänzend auch berechtigt, ihre An-

sprüche an jedem anderen, nach anwendbarem Recht 
zulässigen Gerichtsstand geltend zu machen. 

(3) Die Wirksamkeit von Änderungen und Ergänzungen die-
ser Bedingungen durch die Pape & Co. richten sich 
nach den Vorschriften zur Bekanntgabe und Wirksam-
keit von Allgemeinen Geschäftsbedingungen gem. §§ 
305 ff BGB. 

 


